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1. Die Beklagte zu 1. wird unter Aufhebung des Bescheides vom 21.11.2017 und
des Widerspruchsbescheides vom 20.2.2018 verurteilt, der KlÃ¤gerin als
Rechtsnachfolgerin des ursprÃ¼nglichen KlÃ¤gers die Kosten fÃ¼r die Versorgung
mit der Software "Meine eigene Stimme" (Sprachaufnahmen und Erstellung der
Software) vollstÃ¤ndig â�� in HÃ¶he von insgesamt 4.226,50 EUR â�� zu erstatten.
2. Die gegen die Beklagte zu 2. gerichtete Klage wird abgewiesen. 3. Die Beklagte
zu 1. erstattet der KlÃ¤gerin die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Rechtsstreits.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die Erstattung der Kosten fÃ¼r die Versorgung des im
Laufe des Verfahrens verstorbenen Versicherten mit dem Hilfsmittel "Meine eigene
Stimme", einer Software zur Wiedergabe von Ã¼ber eine Tastatur o.Ã¤.
eingegebenen oder vorgefertigten Texten mit der Stimme des Betroffenen bei
Verlust der SprechfÃ¤higkeit. Bei dem Versicherten wurde im Laufe des Jahres 2017
eine Motoneuronerkrankung (auch: amyotrophe Lateralsklerose, ALS) in der
Variante eines PseudobulbÃ¤rsyndroms diagnostiziert. Im MÃ¤rz/April 2017
bemerkte der Versicherte erstmals eine lallende, verwaschene Sprache. Zur
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AbklÃ¤rung befand er sich mehrfach in stationÃ¤rer (Asklepios Klinik G. vom
12.6.2017 bis 15.6.2017, UniversitÃ¤tsklinikum Klinik und Poliklinik fÃ¼r
Neurologie, 8.11.2017 bis 15.11.2017, Asklepios Klinikum H. vom 11.1.2018 bis
12.1.2018) und ambulanter Behandlung (insbesondere in der Praxis Neurologie im
Juli, Oktober und Dezember 2017). Die Ã�rzte des Asklepios Klinikums G.
beobachteten wÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthalts vom 12.6.2017 bis zum
15.6.2017 eine "Milde Dysarthrie, Ã�tiologie unklar" (Entlassungsbericht vom
6.7.2017). Im Entlassungsbericht zum Aufenthalt vom 8.11.2017 bis 15.11.2017
hielten die Ã�rzte des U. fest, es bestÃ¼nden deutliche Hinweise auf eine
Motoneuronerkrankung im Sinne einer mÃ¶glichen ALS. In der neurologischen
Aufnahmeuntersuchung sei eine deutliche Dysarthrie zu beobachten gewesen. Sie
empfahlen aufgrund der perspektivischen Progredienz der Dysarthrie die zeitnahe
Einrichtung eines Eigensprachcomputers, um ein Einsprechen zu ermÃ¶glichen. Dr.
K., Neurologie, stellte mit Bericht vom 27.12.2017 die eingangs genannte Diagnose.
Jedenfalls liege eine progrediente pseudobulbÃ¤re StÃ¶rung vor. FÃ¼r die
Einzelheiten wird auf die genannten Arztberichte verwiesen.

Am 16.11.2017 beantragte der Versicherte aufgrund einer Verordnung durch seinen
Allgemeinmediziner (Rezept vom 16.11.2017 aufgrund der Diagnose "ALS
BulbÃ¤rparalyse") das Hilfsmittel "Meine eigene Stimme 16.99.06.3012". Zur
Verwaltungsakte der Beklagten zu 1. gelangte ein Kostenvoranschlag des Anbieters
des Sprechprogramms vom 14.11.2017 Ã¼ber 4.226,50 EUR. Mit Bescheid vom
21.11.2017 lehnte die Beklagte zu 1. gegenÃ¼ber dem Versicherten den Antrag auf
KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine Kommunikationshilfe ab. Das Hilfsmittel werde
derzeit lediglich als prÃ¤ventive MaÃ�nahme beantragt. Eine medizinische
Notwendigkeit sei zum aktuellen Zeitpunkt nicht gegeben. Mit Schreiben vom
1.12.2017 erhob der Versicherte Widerspruch. Es liege eine unmittelbare
Behinderungsbedrohung vor. Auf das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 13.4.2011, Az.: L 9 KR 182/09, wurde verwiesen. WÃ¤hrend des
Widerspruchsverfahrens gab der Neurologe Dr. K. eine erneute Ã¤rztliche
Stellungnahme ab (18.1.2018). Der KlÃ¤ger leide unter der Erkrankung ALS. Im
Vordergrund stehe ein BulbÃ¤r-Syndrom. Daraus resultiere schon jetzt eine Sprech-
und SchluckstÃ¶rung, es sei zu erwarten, dass in absehbarer Zeit ein vÃ¶lliger
Verlust des SprechvermÃ¶gens auftreten werde. Die Kommunikation werde dann
nur noch mithilfe eines Sprachcomputers mÃ¶glich sein. Da dessen synthetische
Stimme zu einem Verlust von IndividualitÃ¤t in der Kommunikation fÃ¼hre, bestehe
aus neurologischer Sicht die Notwendigkeit zum Erhalt der Gleichbehandlung
gegenÃ¼ber Nichtbehinderten, dass der Versicherte auf seine eigene Stimme
zugreifen kÃ¶nne. Dies diene dem Erhalt der psychischen Gesundheit im Rahmen
einer progressiven neurodegenerativen Erkrankung.

Mit Rechnung vom 19.2.2018 rechnete der Anbieter der Software gegenÃ¼ber dem
Versicherten fÃ¼r die Anfertigung des Sprechprogramms "Meine eigene Stimme"
Gesamtkosten in HÃ¶he von 4.226,50 EUR ab (Aufnahmekosten 695,50 EUR inkl.
Mwst, Programmedition 3.531,- EUR inkl. Mwst.). Davon seien 2.461 EUR bereits
bezahlt.

Mit Widerspruchsbescheid vom 20.2.2018 wies die Beklagte zu 1. den Widerspruch
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des Versicherten zurÃ¼ck. Es liege derzeit noch keine Behinderung der
sprachvermittelten Kommunikation vor, welche ausgeglichen werden mÃ¼sse. Aus
der fachÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 18.1.2018 gehe lediglich hervor, dass
Sprech- und SchluckstÃ¶rungen auftrÃ¤ten und dass in absehbarer Zeit mit einem
Verlust des SprechvermÃ¶gens gerechnet werde. Die Kommunikation Ã¼ber die
Sprache sei noch gut mÃ¶glich. Eine BeeintrÃ¤chtigung der Schriftsprache liege
nicht vor. Die Versorgung mit dem begehrten Hilfsmittel komme nur in Betracht bei
Personen, die sich nicht oder nur unzureichend lautsprachlich verstÃ¤ndlich
Ã¤uÃ�ern kÃ¶nnten und nicht in der Lage seien, sich schriftlich mitzuteilen. Die
Versorgung mit dem begehrten Hilfsmittel Ã¼bersteige das MaÃ� des Notwendigen.

Am 23.2.2018 hat der Versicherte Klage gegen die Beklagte zu 1. erhoben. Er
trÃ¤gt vor, die Sprachaufnahmen hÃ¤tten umgehend durchgefÃ¼hrt werden
mÃ¼ssen, um den Nutzen des Hilfsmittels auszuschÃ¶pfen. Die Editierung der
Software habe im Anschluss auch umgehend erfolgen mÃ¼ssen, um eventuelle
Nachaufnahmen noch vor Verlust der SprechfÃ¤higkeit durchfÃ¼hren zu kÃ¶nnen.
Das beantragte Hilfsmittel stelle einen unmittelbaren Behinderungsausgleich dar.
Hilfsmittel zeichneten sich gerade dadurch aus, dass sie kein kÃ¶rpereigenes
StÃ¼ck seien. TatsÃ¤chlich liege ein unmittelbarer Behinderungsausgleich vor,
wenn der Ausgleich von ausgefallenen oder beeintrÃ¤chtigten KÃ¶rperfunktionen
selbst im Vordergrund stehe. Es kÃ¶nne auch nicht davon ausgegangen werden,
dass bei einem Verlust der SprechfÃ¤higkeit in der Regel auch die MÃ¶glichkeit zur
Steuerung Ã¼ber Tastatur oder Augenbewegung wegfalle.

Mit Schriftsatz vom 14.3.2018 hat die Beklagte zu 1. vor dem Hintergrund der
KÃ¼ndigung der Mitgliedschaft durch den Versicherten angeboten, im Rahmen
einer EinzelfallprÃ¼fung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht die Kosten fÃ¼r die
Sprachaufnahmen zu Ã¼bernehmen. Mit dem 31.3.2018 hat die
Krankenversicherung des Versicherten bei der Beklagten zu 1. geendet, ab dem
1.4.2018 ist er bei der Beklagten zu 2. krankenversichert gewesen. Auf den in
dieser Sache vom Versicherten bereits am 12.2.2018 gestellten Eilantrag hat das
Sozialgericht Hamburg mit Beschluss vom 15.3.2018 die Beklagte zu 1. vorlÃ¤ufig
verpflichtet, den Versicherten mit der Sprachsynthese-Software "Meine eigene
Stimme" zu versorgen (S 25 KR 286/18 ER).

Mit Verordnung vom 3.4.2018 verordnete der behandelnde Allgemeinmediziner
zulasten der Beklagten zu 2. eine umfassende Versorgung mit einem
KommunikationsgerÃ¤t S. mit Augensteuerung und diversem ZubehÃ¶r
einschlieÃ�lich der Software "Meine eigene Stimme". Gegenstand der PrÃ¼fung
durch die Beklagte zu 2. war ein Kostenvoranschlag Ã¼ber 20.766,80 EUR (inkl.
650,- EUR fÃ¼r Stimmaufnahmen und 3.300,- EUR fÃ¼r die Programmerstellung
"Meine eigene Stimme", jeweils zzgl. Mwst). Mit Bescheid vom 24.4.2018 bewilligte
die Beklagte zu 2. die Versorgung mit dem KommunikationsgerÃ¤t S. nebst einiger
ZubehÃ¶rpositionen mit einem Abrechnungsbetrag von 15.955,44 EUR. Mit
weiterem Bescheid vom 24.4.2018 lehnte die Beklagte zu 2. die Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r die Software "Meine eigene Stimme" ab.

Mit Beschluss vom 25.4.2018 hat das Landessozialgericht Hamburg (LSG) den
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Beschluss des Sozialgerichts vom 15.3.2018 aufgehoben und den Eilantrag des
Versicherten abgelehnt (L 1 KR 33/18 B ER). Es bestehe kein
RechtsschutzbedÃ¼rfnis und keine EilbedÃ¼rftigkeit mehr, nachdem die Beklagte
zu 1. im Hauptsacheverfahren angeboten habe, die bis zum 31.3.2018
entstandenen Kosten fÃ¼r die prÃ¤ventive Aufnahme der Stimme zu
Ã¼bernehmen. Ab dem 1.4.2018 sei die neue Krankenversicherung
Ansprechpartnerin fÃ¼r aktuelle LeistungsansprÃ¼che. Ein Anordnungsgrund
gegenÃ¼ber der Beklagten zu 1. sei daher nicht gegeben. Die bis zum 31.3.2018
fÃ¼r die zu diesem Zeitpunkt nÃ¶tige Aufnahme der Stimme entstandenen Kosten
wÃ¼rden von der Beklagten zu 1. Ã¼bernommen. Soweit der Versicherte darauf
abstelle, dass auch die Kosten fÃ¼r die Entwicklung der Software Ã¼bernommen
werden mÃ¼ssten, um evtl. Nachaufnahmen zu ermÃ¶glichen, verkenne er, dass
dieser Anspruch in den ZustÃ¤ndigkeitsbereich der neu gewÃ¤hlten Krankenkasse
falle. Mit Schreiben vom 4.5.2018 erhob der Versicherte Widerspruch gegen den
ablehnenden Bescheid der Beklagten zu 2. vom 24.4.2018.

Mit Beschluss vom 2.7.2018 hat das Gericht die Beklagte zu 2. zunÃ¤chst gemÃ¤Ã� 
Â§ 75 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) beigeladen. Mit Widerspruchsbescheid vom
28.2.2019 wies die Beklagte zu 2. den Widerspruch des Versicherten vom 4.5.2018
zurÃ¼ck. Am 15.3.2019 hat der Versicherte Klage gegen den Widerspruchsbescheid
der Beklagten zu 2. erhoben. Diese ist zunÃ¤chst unter dem Aktenzeichen S 25 KR
868/19 gefÃ¼hrt worden. Mit Beschluss vom 29.4.2019 hat das Gericht die beiden
Verfahren S 25 KR 363/18 und S 25 KR 868/19 zu gemeinsamer Verhandlung und
Entscheidung verbunden und die Beiladung der Beklagten zu 2. aufgehoben, weil
sie durch die Verbindung als Beklagte ohnehin am Verfahren beteiligt sei.

Der KlÃ¤ger ist am 3.6.2019 verstorben. Mit Schriftsatz vom 26.6.2019 haben die
BevollmÃ¤chtigten des Versicherten mitgeteilt, dass das Verfahren von der
KlÃ¤gerin, seiner Ehefrau und Erbin, weitergefÃ¼hrt werde. Die Beklagte zu 1. hat
mit Schriftsatz vom 22.8.2019 mitgeteilt, dass das Vergleichsangebot bezÃ¼glich
der Kosten fÃ¼r die Sprachaufnahmen nicht aufrechterhalten werde.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 21.11.2017 und des
Widerspruchsbescheides vom 20.2.2018 zu verurteilen, die Kosten fÃ¼r die
Versorgung mit der Software "Meine eigene Stimme" vollstÃ¤ndig in HÃ¶he von
insgesamt 4.226,50 EUR zu erstatten.

Sie beantragt bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung der Aktenlage weiterhin, die Beklagte
zu 2. zu verurteilen, den Bescheid vom 24.4.2018 und den Widerspruchsbescheid
vom 28.2.2019 aufzuheben und die Kosten fÃ¼r die Software "Meine eigene
Stimme" in HÃ¶he von 4.226,50 EUR zu erstatten.

Die Beklagte zu 1. beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte zu 2. beantragt nach Aktenlage, die Klage abzuweisen.
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Die Beklagte zu 1. fÃ¼hrt aus, aufgrund der Versorgung des KlÃ¤gers mit einem
KommunikationsgerÃ¤t zur Sprachausgabe durch die Beklagte 2. sei die beantragte
Sprachsoftware nicht erforderlich gewesen. Jedenfalls kÃ¶nne ihr gegenÃ¼ber
keine Verpflichtung hinsichtlich der Kosten fÃ¼r die Programmedition bestehen.
Diese MaÃ�nahme sei wÃ¤hrend der Versicherungszeit bei der Beklagten zu 1. nicht
erforderlich gewesen. Es komme allenfalls in Betracht, dass ein entsprechender
Anspruch sich gegen die Beklagte zu 2. richte. Die Beklagte zu 1. verweist darauf,
dass ihre Position durch den Beschluss des LSG vom 25.4.2018 im Eilverfahren L 1
KR 33/18 B ER gestÃ¼tzt werde.

Die Beklagte zu 2. trÃ¤gt vor, bei dem beantragten Hilfsmittel handele sich um
einen mittelbaren Behinderungsausgleich, weil die Stimme selbst nicht
wiederhergestellt werde, sondern Texte mit der eigenen Stimme umgesetzt
wÃ¼rden. Unter Verweis auf die Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG),
Urteil v. 10.12.2009, Az. B 3 KR 20/08 R meint sie, es wÃ¼rde nicht die
KÃ¶rperfunktion Stimmgebrauch ersetzt, sondern eine andere MÃ¶glichkeit der
Kommunikation geschaffen, denn eine Kommunikation erfordere noch eine
wesentliche zusÃ¤tzliche Aktion, nÃ¤mlich eine manuelle Texteingabe. Es sei ein
KommunikationsgerÃ¤t mit synthetischer Sprachausgabe zur VerfÃ¼gung gestellt
worden, die beantragte Software gehe Ã¼ber einen Basisausgleich hinaus,
Ã¼bersteige das MaÃ� des Notwendigen und trage nicht zu einem weitergehenden
Ausgleich der Behinderung bei. Sie legt eine Kopie der Entscheidung des SG Leipzig,
Urteil vom 8.5.2019, S 3 KR 50/17, vor, die ihre Position stÃ¼tze.

Zur weiteren AufklÃ¤rung des Sachverhalts hat das Gericht die Verwaltungsakten
der Beklagten beigezogen, Befundberichte der behandelnden Mediziner eingeholt
und Einsicht in die aus dem Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung ersichtlichen
Krankenakten genommen. Im Entlassungsbericht zur tagesklinischen Vorstellung
zur Verlaufskontrolle am 13.6.2018 hat das U., Kopf- und Neurozentrum,
festgestellt, die Artikulation des Versicherten sei "verwaschen, [mit] nasale[m]
Stimmklang". Der im weiteren Verlauf behandelnde Internist und Palliativmediziner
Ho hat im Befundbericht vom 9.5.2019 mitgeteilt, der Versicherte sei bereits beim
Erstkontakt am 25.7.2018 mit einem Sprachcomputer ausgestattet gewesen, weil
ihm das verstÃ¤ndliche Sprechen fast nicht mehr mÃ¶glich gewesen sei. Im
Verlaufsbericht vom 12.12.2018 hat der Neurologe Dr. K. festgehalten: "Zunahme
des BulbÃ¤rsyndroms, Kommunikation nur mittels Sprachcomputer". FÃ¼r die
Einzelheiten wird auf die genannten Befundberichte verwiesen.

Die mÃ¼ndliche Verhandlung hat am 4.6.2020 stattgefunden. FÃ¼r den Inhalt der
Verhandlung wird auf das Protokoll des Termins verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gegen die Beklagte zu 1. gerichtete Klage hat in vollem Umfang Erfolg, die
gegen die Beklagte zu 2. gerichtete Klage war abzuweisen. Der fÃ¼r die KlÃ¤gerin
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung gestellte Antrag ist nach dem
Gesamtzusammenhang der ErÃ¶rterung im Termin und aufgrund seiner
Orientierung an den von der Beklagten zu 1. erlassenen Bescheiden dahingehend
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auszulegen, dass er sich gegen die Beklagte zu 1. richtet. Die Aufrechterhaltung des
ursprÃ¼nglich im verbundenen Verfahren S 25 KR 868/19 gestellten Antrags gegen
die Beklagte zu 2. ergibt sich im Rahmen der Auslegung daraus, dass kein
Anhaltspunkt dafÃ¼r besteht, dass eine RÃ¼cknahme der Klage gegen die Beklagte
zu 2. beabsichtigt war. Der Antrag gegen die Beklagte zu 2. ist auch dahingehend
auszulegen, dass er sich auf die Erstattung der konkret angefallenen Kosten richtet.
Dies ergibt sich aus dem umfassenden inhaltlichen Verweis auf das bereits laufende
Verfahren S 25 KR 363/18 und dem in dieser Sache zwischenzeitlich erreichten
Stand der Sachdarstellung.

I. Die gegen die Beklagte zu 1. gerichtete Klage ist als Anfechtungs- und
Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
zulÃ¤ssig. Gegenstand der Klage sind der ablehnende Ausgangsbescheid der
Beklagten zu 1. vom 21.11.2017 und der Widerspruchsbescheid vom 20.2.2018
sowie das Kostenerstattungsverlangen der KlÃ¤gerin, das an die Stelle der
abgelehnten Leistung getreten ist. Die Klage ist begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat aus
Ã¼bergegangenem Recht gemÃ¤Ã� Â§ 58 Satz 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB I) i.V.m. Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 Var. 2, Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB V) einen Anspruch auf vollstÃ¤ndige Erstattung der dem
Versicherten und ursprÃ¼nglichen KlÃ¤ger entstandenen Kosten in HÃ¶he von
4.226,50 EUR.

1. Die KlÃ¤gerin ist als Erbin und Gesamtrechtsnachfolgerin gemÃ¤Ã� Â§ 58 Satz 1
SGB I in Verbindung mit Â§ 1922 Abs. 1 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) mit dem
Versterben des Versicherten und ursprÃ¼nglichen KlÃ¤gers Inhaberin des geltend
gemachten Anspruchs auf Kostenerstattung geworden. Der Anspruch ist aufgrund
des anhÃ¤ngigen Verfahrens nicht gemÃ¤Ã� Â§ 59 Abs. 1 Satz 2 SGB I
ausgeschlossen.

2. Der Ã¼bergegangene Anspruch auf Kostenerstattung in HÃ¶he von 4.226,50 EUR
ergibt sich aus Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 Var. 2 SGB V. Nach dieser Vorschrift sind die
Kosten fÃ¼r eine selbstbeschaffte Leistung zu erstatten, wenn die Krankenkasse die
Leistung zu Unrecht abgelehnt hat und dadurch Versicherten Kosten entstanden
sind. Die Kosten sind hierbei gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 letzter Halbsatz SGB V in
der entstandenen HÃ¶he zu erstatten, soweit die Leistung notwendig war.

a. Die Beklagte zu 1. hat den Antrag des Versicherten und ursprÃ¼nglichen
KlÃ¤gers auf Versorgung mit der Software "Meine eigene Stimme" vom 16.11.2017
zu Unrecht abgelehnt. Der KlÃ¤ger hatte einen Anspruch aus Â§ 33 Abs. 1 Satz 1
SGB V auf die begehrte Leistung. Hiernach haben Versicherte Anspruch auf
Versorgung mit Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der
Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder
eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens oder nach Â§ 34 Abs. 4 SGB V aus
der Versorgung der gesetzlichen Krankenversicherung ausgeschlossen sind. Die
Software "Meine eigene Stimme" war erforderlich, um die progrediente
Sprachbehinderung des ursprÃ¼nglichen KlÃ¤gers auszugleichen.
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aa. Die Versorgung mit dem Hilfsmittel "Meine eigene Stimme" war im Zeitpunkt
der Ablehnung durch die Beklagte zu 1. mit Bescheid vom 21.11.2017 medizinisch
erforderlich. Das Gericht verkennt nicht, dass der Versicherte zu diesem Zeitpunkt
noch vergleichsweise wenig EinschrÃ¤nkungen bei der KÃ¶rperfunktion des
Sprechens hatte und eine mÃ¼ndliche VerstÃ¤ndigung ohne Weiteres noch
mÃ¶glich war. Aufgrund der Besonderheit des Hilfsmittels ist dessen medizinische
Erforderlichkeit aber bereits gegeben, wenn eine gesicherte Prognose des
zukÃ¼nftigen Verlustes der SprechfÃ¤higkeit vorliegt. Die Anwendung des
Hilfsmittels hÃ¤ngt schlechthin davon ab, dass noch ein gut ausgeprÃ¤gtes
SprechvermÃ¶gen vorhanden ist, weil sonst die nÃ¶tigen Sprachaufnahmen der
eigenen Stimme nicht durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen. Das Gericht ist aufgrund
der vorliegenden medizinischen Unterlagen auch davon Ã¼berzeugt, dass bereits
im November 2017 eine gesicherte medizinische Prognose des Verlustes der
SprechfÃ¤higkeit in absehbarer Zeit zu stellen war. Die Absehbarkeit des negativen
Verlaufes bereits im November 2017 ergibt sich fÃ¼r das Gericht insbesondere aus
dem eindeutig progredienten Verlauf, der aus den Arztberichten erkennbar ist.
WÃ¤hrend die Ã�rzte des Asklepios Klinikums G. im Entlassungsbericht vom
6.7.2017 zum stationÃ¤ren Aufenthalt vom 12.6.2017 bis zum 15.6.2017
(Bestandteil der Patientenakte des U.) lediglich eine "Milde Dysarthrie, Ã�tiologie
unklar" feststellten, konnte im U., Klinik und Poliklinik fÃ¼r Neurologie, im
Entlassungsbericht vom 27.11.2017 zum Aufenthalt vom 8.11.2017 bis 15.11.2017
(ebd.) bereits eine "deutliche Dysarthrie" festgestellt werden, so dass von dort aus
wegen der perspektivischen Progredienz die Versorgung mit einem
Eigensprachcomputer empfohlen wurde. Dr. K. legte im Bericht vom 27.12.2017
(Blatt 47 der Prozessakte S 25 KR 363/18) eine moderate Dysarthrophonie nieder.
Der Verlauf war auch in der Folge zÃ¼gig: Am 13.6.2018 hat das U., Kopf- und
Neurozentrum, festgestellt, die Artikulation des Versicherten sei "verwaschen, [mit]
nasale[m] Stimmklang" (Blatt 68 der Prozessakte). Ho berichtet (Befundbericht vom
9.5.2019, Blatt 65 der Prozessakte), der Versicherte sei bereits beim Erstkontakt am
25.7.2018 mit einem Sprachcomputer ausgestattet gewesen, weil ihm das
verstÃ¤ndliche Sprechen fast nicht mehr mÃ¶glich gewesen sei. Im Verlaufsbericht
vom 12.12.2018 (Blatt 56 der Prozessakte) hat der Neurologe Dr. K. festgehalten:
"Zunahme des BulbÃ¤rsyndroms, Kommunikation nur mittels Sprachcomputer". Es
ergeben sich nach Auffassung des Gerichts demgegenÃ¼ber keine Hinweise, die
gegen einen absehbar negativen Verlauf hÃ¤tten sprechen kÃ¶nnen. bb. Bei der
Software "Meine eigene Stimme" handelt es sich um ein Hilfsmittel zum
unmittelbaren Behinderungsausgleich (zur Differenzierung s. insb. BSG, Urt. v.
17.12.2009 â�� B 3 KR 20/08 R, Rn. 14 ff.; Urt. v. 24.1.2013 â�� B 3 KR 5/12 R, Rn.
30 ff.). Das BSG fÃ¼hrt aus, von einem unmittelbaren Behinderungsausgleich, also
dem unmittelbaren Ausgleich der ausgefallenen oder beeintrÃ¤chtigten
KÃ¶rperfunktion sei auszugehen, "wenn das Hilfsmittel die AusÃ¼bung der
beeintrÃ¤chtigten KÃ¶rperfunktion selbst ermÃ¶glicht, ersetzt oder erleichtert.
FÃ¼r diesen unmittelbaren Behinderungsausgleich gilt das Gebot eines mÃ¶glichst
weitgehenden Ausgleichs des Funktionsdefizits, und zwar unter BerÃ¼cksichtigung
des aktuellen Stands des medizinischen und technischen Fortschritts. Dies dient in
aller Regel ohne gesonderte weitere PrÃ¼fung [ ] der Befriedigung eines
GrundbedÃ¼rfnisses des tÃ¤glichen Lebens iS von Â§ 31 Abs. 1 Nr. 3 SGB IX, weil
die Erhaltung bzw Wiederherstellung einer KÃ¶rperfunktion als solche schon ein
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GrundbedÃ¼rfnis in diesem Sinne ist. Deshalb kann auch die Versorgung mit einem
fortschrittlichen, technisch weiterentwickelten Hilfsmittel nicht mit der
BegrÃ¼ndung abgelehnt werden, der bisher erreichte Versorgungsstandard sei
ausreichend, solange ein Ausgleich der Behinderung nicht vollstÃ¤ndig im Sinne des
Gleichziehens mit einem gesunden Menschen erreicht ist" (BSG, B 3 KR 20/08 R, Rn.
15). DemgegenÃ¼ber seien die Leistungspflichten der Gesetzlichen
Krankenversicherung beschrÃ¤nkter, "wenn die Erhaltung bzw Wiederherstellung
der beeintrÃ¤chtigten KÃ¶rperfunktion nicht oder nicht ausreichend mÃ¶glich ist
und deshalb Hilfsmittel zum Ausgleich von direkten und indirekten Folgen der
Behinderung benÃ¶tigt werden (sog mittelbarer Behinderungsausgleich). Dann sind
die Krankenkassen stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Senats zufolge nur fÃ¼r einen
Basisausgleich von Behinderungsfolgen eintrittspflichtig" (BSG, B 3 KR 20/08 R, Rn.
16).

HÃ¤ufige Beispiele und ErlÃ¤uterungen fÃ¼r die Zuordnung von Hilfsmitteln zu
diesen beiden Formen des Behinderungsausgleichs sind "die Brille als typische
Sehhilfe, das HÃ¶rgerÃ¤t als HÃ¶rhilfe, die Oberschenkelprothese als
KÃ¶rperersatzstÃ¼ck, orthopÃ¤dische Schuhe als orthopÃ¤disches Hilfsmittel"
(Gerlach in: Hauck/Noftz, SGB, Stand: 04/18, Â§ 33 SGB V, Rn. 62) fÃ¼r den
unmittelbaren Behinderungsausgleich und die Ausstattung von Sehbehinderten mit
VorlesegerÃ¤ten oder Braille-LesegerÃ¤ten fÃ¼r den mittelbaren
Behinderungsausgleich (vgl. Gerlach, ebd.: "Daneben kÃ¶nnen Hilfsmittel den
Zweck haben, die Folgen der Behinderung durch Kompensation und Aktivierung
anderer Sinnesorgane auszugleichen. Dieser ersetzende Ausgleich der Behinderung
liegt etwa dann vor, wenn statt der Wahrnehmung durch Sehen die Wahrnehmung
durch HÃ¶ren oder Tasten erfolgt, wenn also ein Blinder durch akustische Signale
oder mittels Brailleschrift Informationen aufnimmt."). Das Gericht ordnet die
Software "Meine eigene Stimme" als Hilfsmittel zum unmittelbaren
Behinderungsausgleich ein (ebenso LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 13.4.2011 â�� L
9 KR 182/09, a.A.: SG Leipzig, Urt. v. 8.5.2019 â�� S 3 KR 50/17). Bei dem
Versicherten war der Verlust der FÃ¤higkeit zu Sprechen zunÃ¤chst prognostiziert
worden und ist spÃ¤ter eingetreten. Nur wenn man den Verlust der
SprechfÃ¤higkeit schwerpunktmÃ¤Ã�ig als einen Verlust der eigenen Stimme, also
der FÃ¤higkeit des KÃ¶rpers, Laute zu produzieren, betrachtet, drÃ¤ngt dies die
Bewertung in die Richtung des mittelbaren Behinderungsausgleichs. Die
eigenstÃ¤ndige Generierung von Lauten wird bei dieser Betrachtungsweise Ã¼ber
den Umweg der Eingabe von Texten ersetzt, was die Bewertung intuitiv in Richtung
der Mittelbarkeit drÃ¤ngt. Nach Auffassung des Gerichts liegt der Schwerpunkt der
Betrachtung aber nicht beim Verlust der Stimme, sondern beim Verlust der
individuellen akustischen KommunikationsmÃ¶glichkeit. Kennzeichnend fÃ¼r den
Ansatz der Software "Meine eigene Stimme" ist, dass einer der stÃ¤rksten
menschlichen KommunikationskanÃ¤le, der akustische Sprachgebrauch, mÃ¶glich
bleibt, wo dies erforderlich ist (z.B. unter Abwesenden am Telefon) oder gerade
Ausdruck der Pflege individueller, insb. auch hÃ¶chstpersÃ¶nlicher Beziehungen zu
den Mitmenschen ist â�� und dabei fÃ¼r die anderen Kommunikationsteilnehmer
die betroffene Person als Individuum erkennbar bleibt. Die KÃ¶rperfunktion der
individuellen, akustischen und sprachlichen Kommunikation wird durch die Software
unmittelbar (teilweise) ersetzt. Der Betroffene wird dabei nicht â�� wie es als
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kennzeichnend fÃ¼r den mittelbaren Behinderungsausgleich angesehen wird
(Beispiel s.o.: Bildschirmvorleseeinrichtung fÃ¼r Sehbehinderte) â�� fÃ¼r die
Minderung der Folgen des Fehlens einer KÃ¶rperfunktion auf einen anderen
Aufnahme- oder "Sende-Kanal" verwiesen. Vielmehr bleibt die Kommunikation auf
der gleichen Sinnesebene mÃ¶glich. cc. Dem Anspruch auf das beantragte
Hilfsmittel steht das Wirtschaftlichkeitsgebot aus Â§ 12 Abs. 1 SGB V nicht
entgegen. Danach mÃ¼ssen die Leistungen ausreichend, zweckmÃ¤Ã�ig und
wirtschaftlich sein; sie dÃ¼rfen das MaÃ� des Notwendigen nicht Ã¼berschreiten.
Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BSG sind danach ausgeschlossen:

"AnsprÃ¼che auf teure Hilfsmittel, wenn eine kostengÃ¼nstigere Versorgung fÃ¼r
den angestrebten Nachteilsausgleich funktionell ebenfalls geeignet ist [ ].
Eingeschlossen in den Versorgungsauftrag der GKV ist eine kostenaufwendige
Versorgung dagegen dann, wenn durch sie eine Verbesserung bedingt ist, die einen
wesentlichen Gebrauchsvorteil gegenÃ¼ber einer kostengÃ¼nstigeren Alternative
bietet" (BSG, Urt. v. 17.12.2009 â�� B 3 KR 20/08 R, Rn. 21). Soweit ein
Wirtschaftlichkeitsvergleich im VerhÃ¤ltnis zu Sprachsynthesesoftware ohne
individuelle Stimme angesichts des Ansatzes der Software "Meine eigene Stimme",
der hier als kennzeichnend angesehen wird, Ã¼berhaupt in Betracht zu ziehen ist,
stÃ¼nde dies dem Anspruch nicht entgegen. Der Gebrauchsvorteil der Verwendung
der eigenen Stimme, die ein persÃ¶nliches, weitgehend unverwechselbares
Merkmal der IndividualitÃ¤t darstellt, fÃ¤llt gegenÃ¼ber den â�� nicht ausufernden
â�� Mehrkosten bestimmend ins Gewicht. dd. Auch wenn man der Auffassung des
Gerichts bezÃ¼glich des unmittelbaren Behinderungsausgleichs nicht folgt und
einen mittelbaren Behinderungsausgleich annimmt, wÃ¤re die Software "Meine
eigene Stimme" im Fall des ursprÃ¼nglichen KlÃ¤gers als sog. Basisausgleich
anzusehen und als Hilfsmittel zu gewÃ¤hren. In Bezug auf Hilfsmittel zum
mittelbaren Behinderungsausgleich fÃ¼hrt das BSG in stÃ¤ndiger Rechtsprechung
aus: "In diesem Fall hat die GKV nur fÃ¼r den Basisausgleich einzustehen; es geht
dabei nicht um einen Ausgleich im Sinne des vollstÃ¤ndigen Gleichziehens mit den
letztlich unbegrenzten MÃ¶glichkeiten eines nicht behinderten Menschen. Denn
Aufgabe der GKV ist in allen FÃ¤llen allein die medizinische Rehabilitation [ ]. Eine
darÃ¼ber hinausgehende berufliche oder soziale Rehabilitation ist hingegen
Aufgabe anderer Sozialleistungssysteme [ ]. Ein Hilfsmittel zum mittelbaren
Behinderungsausgleich ist von der GKV daher nur zu gewÃ¤hren, wenn es die
Auswirkungen der Behinderung im gesamten tÃ¤glichen Leben beseitigt oder
mildert und damit ein allgemeines GrundbedÃ¼rfnis des tÃ¤glichen Lebens betrifft
[Nachweise]. Zu den GrundbedÃ¼rfnissen eines jeden Menschen gehÃ¶ren die
kÃ¶rperlichen Grundfunktionen (zB Gehen, Stehen, Sitzen, Greifen, Sehen, HÃ¶ren,
Nahrungsaufnahme, Ausscheidung) sowie die elementare KÃ¶rperpflege, das
selbststÃ¤ndige Wohnen und die ErschlieÃ�ung eines gewissen kÃ¶rperlichen und
geistigen Freiraums, wozu auch die Aufnahme von Informationen und die
Kommunikation mit anderen zur Vermeidung von Vereinsamung zÃ¤hlt" (BSG, Urt.
v. 3.11.2011 â�� B 3 KR 4/11 R, Rn. 15). Die Unterscheidung von unmittelbarem
und mittelbarem Behinderungsausgleich hat dabei vor allem eine
Abgrenzungsfunktion zu anderen Sozialleistungssystemen anhand der
Unterscheidung von Auswirkungen der Behinderung "im gesamten tÃ¤glichen
Leben" gegenÃ¼ber Auswirkungen in bestimmten Lebensbereichen (s. z.B. die
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Abgrenzung zum Ausgleich fÃ¼r spezielle berufliche Anforderungen oder fÃ¼r
spezielle Sport- oder Freizeitinteressen bzw. von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben und zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft in BSG, Urt. v.
25.2.2015 â�� B 3 KR 13/13 R, Rn. 20). Dementsprechend ist auch bei einer
Einordnung der Software "Meine eigene Stimme" als Hilfsmittel zum mittelbaren
Behinderungsausgleich eine Versorgung durch die Gesetzliche Krankenversicherung
mÃ¶glich: Gegenstand des Ausgleichs ist das GrundbedÃ¼rfnis der Kommunikation
mit anderen. Dabei sind auch alle Lebensbereiche betroffen und nicht nur
begrenzte, anderen Sozialleistungszweigen zugewiesene Bereiche. Die
BeschrÃ¤nkung des Leistungsumfangs auf einen sog. Basisausgleich schlieÃ�t die
Versorgung mit der begehrten Software nicht aus. Wegen der durch den Einsatz der
eigenen Stimme erreichten IndividualitÃ¤t kommt der streitgegenstÃ¤ndlichen
Software eine andere, Ã¼ber den Ausgleichsbereich einer unpersÃ¶nlichen
Sprachsynthese hinausgehende QualitÃ¤t zu. Es werden mehr Elemente des
GrundbedÃ¼rfnisses der menschlichen Kommunikation angesprochen als bei einer
unpersÃ¶nlichen Sprachsynthese. b. Die KlÃ¤gerin hat Anspruch auf vollstÃ¤ndige
Erstattung der Kosten in HÃ¶he von 4.226,50 EUR. Diese Kosten sind ausweislich
der Rechnung des Anbieters der Software vom 19.2.2018 entstanden. Der Anspruch
aus Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 SGB V hÃ¤ngt nicht von einer tatsÃ¤chlich geleisteten
Zahlung ab. Es reicht aus, wenn der Versicherte einer wirksamen Honorarforderung
des Leistungserbringers ausgesetzt ist (vgl. Helbig in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB
V, 3. Aufl., Â§ 13 SGB V (Stand: 04.02.2020), Rn. 50 m.w.N).

aa. Die fÃ¼r die Leistung, hier also die Ausstattung mit der Sprachsoftware
aufgebrachten Kosten sind in vollem Umfang zu erstatten. Die Leistung war in
vollem Umfang im Sinne von Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 letzter Halbsatz SGB V notwendig.
Das Gericht folgt nicht der Auffassung der Beklagten zu 1., dass jedenfalls die
Kosten fÃ¼r das Editieren des Sprechprogramms, also die Anpassung der Software
auf die Stimme des Versicherten nach der Anfertigung der entsprechenden
Aufnahmen, nicht getragen werden kÃ¶nnten, weil der Schritt der Programmedition
wÃ¤hrend der Versicherungszeit bei der Beklagten zu 1., insbesondere zum
Zeitpunkt der Ablehnung der Versorgung mit Bescheid vom 21.11.2017 und der
Selbstbeschaffung der Leistung vor dem 19.2.2018, noch nicht erforderlich gewesen
sei. Ausschlaggebend ist fÃ¼r das Gericht insoweit, dass es sich bei der Software
"Meine eigene Stimme" um ein zusammenhÃ¤ngend unter der Nummer
16.99.06.3012 des Hilfsmittelverzeichnisses gelistetes Produkt handelt, das nach
Auffassung des Gerichts auch nur als Ganzes zu gewÃ¤hren oder abzulehnen ist.
Das eigentliche Hilfsmittel ist dabei auch die Software, nicht die Sprachaufnahmen.
Die beiden aus der Rechnung des Anbieters vom 19.2.2018 ersichtlichen Schritte
der Sprachaufnahmen und der Programmedition sind nicht als verschiedene
Positionen im Hilfsmittelverzeichnis aufgefÃ¼hrt. Die DurchfÃ¼hrung der
Sprachaufnahmen ist ein notwendiger und zwingend frÃ¼hzeitig zu
unternehmender Schritt, fÃ¼r das eigentliche Hilfsmittel â�� die Software, die auf
CD ausgeliefert wird â�� aber lediglich eine unterstÃ¼tzende MaÃ�nahme. Lediglich
ergÃ¤nzend ist anzufÃ¼hren, dass aus Sicht des Gerichts auch der Vortrag der
KlÃ¤gerseite, die Programmedition habe direkt im Anschluss an die
Sprachaufnahmen stattzufinden, damit ggf. erforderliche Nachaufnahmen noch vor
weiterem erheblichen Verlust der SprechfÃ¤higkeit durchgefÃ¼hrt werden
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kÃ¶nnten, unmittelbar plausibel ist.

bb. Die GrÃ¼nde des Beschlusses des Landessozialgerichts (LSG) vom 25.4.2018 im
vom Versicherten gefÃ¼hrten Eilverfahren L 1 KR 33/18 B ER (S 25 KR 286/18 ER)
sprechen nicht ausschlaggebend gegen die hier vorgenommene einheitliche
Behandlung der Software "Meine eigene Stimme" ohne Aufteilung in
Sprachaufnahmen einerseits und Programmedition andererseits. Im Vordergrund
der Betrachtung im Eilverfahren stand die Frage der EilbedÃ¼rftigkeit der
Angelegenheit. Die Entscheidung des LSG ist zudem von zwei Faktoren wesentlich
geprÃ¤gt, die zwischenzeitlich entfallen sind oder aufgrund der spÃ¤teren
Aktenlage im Hauptsacheverfahren neu zu bewerten sind: Einerseits hat die
Beklagte zu 1. ihr Angebot, die Kosten fÃ¼r die Anfertigung der Sprachaufnahmen
zu erstatten, im weiteren Verlauf zurÃ¼ckgezogen. Andererseits greift der Verweis
auf die ab 1.4.2018 bestehende Versicherung bei der Beklagten zu 2. nicht durch,
weil zu diesem Zeitpunkt die Selbstbeschaffung schon abgeschlossen war. Zum
Zeitpunkt der Entscheidung des LSG war den Akten noch nicht zu entnehmen, dass
tatsÃ¤chlich bereits vor der Entscheidung des SG (spÃ¤testens am 19.2.2018) eine
Selbstbeschaffung des Hilfsmittels durch den Versicherten stattgefunden hatte. Dies
ergibt sich aus der mit Schriftsatz vom 29.10.2018 von KlÃ¤gerseite eingereichten
Rechnung des Anbieters des Hilfsmittels vom 19.2.2018.

cc. Auch andere GrÃ¼nde aus Â§ 13 Abs. 3 Satz 1 letzter Halbsatz SGB V sprechen
nicht gegen die vollstÃ¤ndige Erstattung, insbesondere ist nicht ersichtlich, dass der
Versicherte sich eine gleiche oder Ã¤hnliche Software zur Synthetisierung der
eigenen Stimme bei einem anderen Anbieter zu einem geringeren Preis hÃ¤tte
verschaffen kÃ¶nnen.

c. Der Versicherte hat den sog. Beschaffungsweg eingehalten. Versicherte kÃ¶nnen
nach Â§ 13 Abs. 3 SGB V nur dann Kostenerstattung fÃ¼r selbstbeschaffte
Leistungen verlangen, wenn die Krankenkasse vor der Selbstbeschaffung Ã¼ber
den Leistungsantrag entschieden hat (stÃ¤ndige Rspr. des BSG, zB Urt. v. 30.6.2009
â�� B 1 KR 5/09 R, Rn. 15; LSG Hamburg, Urt. v. 27.09.2012 â�� L 1 KR 155/11;
Helbig, jurisPK-SGB V, a.a.O., Â§ 13 Rn. 52). Es deutet nichts darauf hin, dass der
Versicherte vor der Ablehnung mit Bescheid vom 21.11.2017 eine verbindliche
Verpflichtung (zu deren MaÃ�geblichkeit s. Helbig, jurisPK-SGB V, a.a.O., Â§ 13 Rn.
50 m.w.N.) zur Abnahme der Software mit dem Anbieter eingegangen ist. Nach
Aktenlage wurde die MÃ¶glichkeit zur Versorgung mit einem Eigensprachcomputer
erstmals im Rahmen des stationÃ¤ren Aufenthalts im U., Klinik und Poliklinik fÃ¼r
Neurologie, vom 8.11.2017 bis 15.11.2017 aufgebracht (vgl. Entlassungsbericht
vom 27.11.2017, Patientenakte des U.). Von der unmittelbar anschlieÃ�enden
Verordnung durch den Hausarzt am 16.11.2017 bis zur Ablehnung durch die
Beklagte zu 1. vergingen lediglich 5 Tage einschlieÃ�lich Wochenende.

II. Die gegen die Beklagte zu 2. gerichtete Klage ist zwar ebenfalls als Anfechtungs-
und Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG zulÃ¤ssig.
Gegenstand der Klage sind der ablehnende Ausgangsbescheid der Beklagten zu 2.
vom 24.4.2018 und der Widerspruchsbescheid vom 28.2.2019 sowie auch hier das
Kostenerstattungsverlangen der KlÃ¤gerin, das an die Stelle der abgelehnten
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Leistung getreten ist. Die Klage ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Ein Anspruch auf
Sachleistung scheidet bereits gemÃ¤Ã� Â§ 59 Satz 1 SGB I wegen des
zwischenzeitlichen Versterbens des Versicherten aus. Die KlÃ¤gerin hat gegen die
Beklagte zu 2. keinen Kostenerstattungsanspruch aus Â§ 58 SGB I i.V.m. Â§ 13 Abs.
3 Satz 1 Var. 2, Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V. Bereits der fÃ¼r einen
Kostenerstattungsanspruch aus Â§ 13 Abs. 3 SGB V erforderliche PrimÃ¤ranspruch,
ein Anspruch des Versicherten gegen die Beklagte zu 2. auf Versorgung mit dem
beantragten Hilfsmittel als Sachleistung, konnte nicht entstehen. WÃ¤hrend seiner
Versicherung bei der Beklagten zu 2. bestand keine Erforderlichkeit der Versorgung
mit der Software "Meine eigene Stimme" im Sinne des Â§ 33 Abs. 1 Satz 1 SGB V.
Der Versicherte war erst ab dem 1.4.2018 bei der Beklagten versichert. Zu diesem
Zeitpunkt â�� spÃ¤testens am 19.2.2018 â�� hatte er sich das Hilfsmittel bereits
auf eigene Kosten verschafft (vgl. dazu oben I.2.b.bb., auch zur Einordnung der
insoweit abweichenden BegrÃ¼ndung des LSG im Eilverfahren).

III. Das Verfahren ist fÃ¼r die KlÃ¤gerin gemÃ¤Ã� Â§ 183 Satz 1 und Satz 2 SGG
gerichtskostenfrei. Die Entscheidung zu den auÃ�ergerichtlichen Kosten beruht auf 
Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG und berÃ¼cksichtigt, dass die KlÃ¤gerin mit dem
gegenÃ¼ber den beiden Beklagten geltend gemachten Anspruch gegenÃ¼ber der
Beklagten zu 1. vollstÃ¤ndig Erfolg hatte. Eine Verurteilung einer oder beider
Beklagten Ã¼ber den einfachen Gesamtbetrag der Erstattungsforderung hinaus war
jedoch nicht begehrt. GegenÃ¼ber der Beklagten zu 2. hatte die KlÃ¤gerin keinen
Erfolg. Die Aufwendungen der Beklagten sind nicht erstattungsfÃ¤hig.

Erstellt am: 24.06.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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